
Deutscher Bundestag  Drucksache  16/6967
 16. Wahlperiode  (zu Drucksache 16/6519)

 07. 11. 2007
 Unterrichtung
 durch die Bundesregierung

 Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten
 – Drucksache 16/6519 –

 Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung

 Stellungnahme des Bundesrates  2.  Aus  Sicht  des  Bundesrates  führt  das  Gesetz  zu  erheb-
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  837.  Sitzung  am  12.  Oktober
 2007  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zum Gesetzentwurf allgemein

 Das  freiwillige  soziale  Jahr  (FSJ)  und  das  freiwillige
 ökologische  Jahr  (FÖJ)  haben  sich  als  Bildungsjahr  für
 junge  Menschen  bewährt  und  sind  in  der  Öffentlichkeit
 etabliert.  Für  eine  Umbenennung,  die  zu  einem  erhebli-
 chen  finanziellen  und  organisatorischen  Aufwand  führen
 würde, bestehen keine überzeugenden Gründe.

 Der  Wegfall  der  bisherigen  Regeldauer  und  der  Mindest-
 zeit  eines  FSJ  bzw.  FÖJ  führt  zu  einer  Beliebigkeit,  die
 den  damit  erhöhten  Verwaltungsaufwand  nicht  rechtfer-
 tigt,  die  Planungssicherheit  der  Träger  gefährdet  und  die
 berechtigten  Interessen  der  Einsatzstellen  nicht  berück-
 sichtigt.

 Entsprechendes  gilt  auch  für  die  vorgesehene  Verlänge-
 rung  der  Höchstdauer  auf  24  Monate  bzw.  die  Absolvie-
 rung mehrerer Freiwilligendienste hintereinander.

 Der  Gesetzentwurf  führt  insgesamt  zu  einem  in  der  Sa-
 che  nicht  gerechtfertigten  Mehraufwand  im  Verwal-
 tungs-  und  Finanzierungsbereich.  Darüber  hinaus  ist  ein
 deutlicher  Verlust  in  der  Qualität  der  pädagogischen  Ar-
 beit zu erwarten.

 Der  Bundesrat  bittet  die  Bundesregierung,  kurzfristig  ei-
 nen  Gesetzentwurf  zur  Änderung  der  bestehenden  Ge-
 setze  zur  Förderung  des  freiwilligen  sozialen  Jahres  und
 des  freiwilligen  ökologischen  Jahres  vorzulegen,  der
 sich  auf  die  Lösung  der  bestehenden  Umsatzsteuerpro-
 blematik  zu  Gunsten  der  Träger  und  Einsatzstellen  be-
 schränkt.

 lichen  Kostensteigerungen  bei  den  Aufwendungen  für
 die  pädagogische  Begleitung  und  die  Verwaltung  der
 Träger. Dies ist für die Länder nicht akzeptabel.

 Der  Bundesrat  erwartet  daher,  dass  der  Gesetzentwurf
 im  weiteren  Gesetzgebungsverfahren  nach  folgenden
 Vorgaben geändert wird:

 –  Beibehaltung  der  Verpflichtung  für  eine  ununterbro-
 chene  Zeit  von  mindestens  sechs  Monaten  und  damit
 keine  Ableistung  des  Dienstes  beim  selben  Träger  in
 zeitlichen  Abschnitten  (Artikel  1  §  3  Abs.  4  Satz  3
 und  §  5  Satz  1).  Die  Ableistung  des  Dienstes  in  meh-
 reren  kürzeren  Abschnitten  führt  zu  erheblich  höhe-
 rem  Verwaltungs-  und  Kostenaufwand,  insbesondere
 bei  der  Abwicklung  der  Leistungen  für  die  Teilneh-
 mer  (z.  B.  Sozialversicherungsbeiträge)  und  der  Or-
 ganisation  der  Seminare  (Raummieten,  Referenten-
 honorare u. a.);

 –  Beibehaltung  der  Höchstgrenze  von  25  Seminartagen
 auch  bei  einer  Verlängerung  der  Dienstzeit  über
 zwölf Monate hinaus (Artikel 1 § 3 Abs. 3 Satz 7);

 –  anteilige  Kürzung  der  Seminartage  bei  einer  Gesamt-
 dienstzeit  von  weniger  als  zwölf  Monaten  (Artikel  1
 § 3 Abs. 3).

 3.  Zu  Artikel 1  (§  2  Abs.  1  Nr.  2,  §  3  Abs.  4,  §  5  Satz  1,
 §  12 Abs. 1 Satz  3 JFDG),

 Artikel 2  Abs.  1  (§  3  SonderurlaubsV)  und  Abs.  9
 Buchstabe  c  (§  344  Abs.  2  Satz  2  SGB  III)

 Der Gesetzentwurf ist wie folgt zu ändern:

 a)  Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  § 2 Abs. 1 Nr. 2 ist wie folgt zu ändern:

 aaa)  Vor  dem  Wort  „Zeit“  ist  das  Wort  „ununter-
 brochene“ einzufügen.
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bbb)  Die  Zahl  „24“  ist  durch  die  Zahl  „18“  zu
 ersetzen.

 bb)  § 3 Abs. 4 ist wie folgt zu fassen:

 „(4)  Das  freiwillige  ökologische  Jahr  und  das
 freiwillige  soziale  Jahr  werden  in  der  Regel  bis
 zur  Dauer  von  zwölf  zusammenhängenden  Mo-
 naten abgeleistet.“

 cc)  § 5 Satz 1 ist wie folgt zu ändern:

 aaa)  Die  Zahl  „24“  ist  durch  die  Zahl  „18“  zu
 ersetzen.

 bbb)  Das  Wort  „dreimonatiger“  ist  durch  das
 Wort „sechsmonatiger“ zu ersetzen.

 ccc)  Das  Wort  „drei-“  ist  durch  das  Wort
 „sechs-“ zu ersetzen.

 dd)  In  §  12  Abs.  1  Satz  3  ist  die  Zahl  „24“  durch  die
 Zahl „18“ zu ersetzen.

 b)  Artikel 2 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  In  Absatz  1  ist  in  §  3  SonderurlaubsV  die  Zahl
 „24“ durch die Zahl „18“ zu ersetzen.

 bb)  In  Absatz  9  Buchstabe  c  ist  §  344  Abs.  2  Satz  2
 SGB III zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Das  freiwillige  ökologische  Jahr  (FÖJ)  und  das  freiwil-
 lige  soziale  Jahr  (FSJ)  werden  derzeit  in  der  Regel  bis
 zur  Dauer  von  zwölf  zusammenhängenden  Monaten  ge-
 leistet.  Für  beide  gilt  eine  ununterbrochene  Mindestzeit
 von  sechs  Monaten  sowie  eine  Höchstdauer  von  18  Mo-
 naten.  Beide  Freiwilligenjahre  werden  durch  Träger  und
 Einsatzstellen  sowie  in  Seminaren  pädagogisch  beglei-
 tet.

 Zu  Buchstabe  a  Doppelbuchstabe  aa  Dreifachbuch-
 stabe  aaa  und  Doppelbuchstabe  cc  Dreifachbuch-
 stabe bbb und ccc

 Die  neue  Regelung,  den  Dienst  künftig  unterbrochen  in
 mehreren  zeitlichen  Abständen  von  drei  Monaten  ableis-
 ten  zu  können,  wird  nicht  befürwortet.  Mit  der  bisheri-
 gen  Regelung  einer  ununterbrochenen  sechsmonatigen
 Mindestzeit  wurden  sehr  gute  Erfahrungen  gemacht.  Ein
 Freiwilligendienst  muss  sich  in  seiner  Relevanz,  d.  h.  im
 Wert  für  die  Gesellschaft  und  in  seiner  Bedeutung  deut-
 lich  von  der  Absolvierung  von  einem  Praktikum  oder
 mehreren  Praktika  unterscheiden.  Die  Ableistung  von
 mehreren  dreimonatigen  Freiwilligendiensten  nimmt
 den  Trägern  und  Einsatzstellen  jegliche  Planungssicher-
 heit  und  führt  zu  erhöhtem  Verwaltungs-  und  Kostenauf-
 wand.  Die  Freiwilligen  können  nach  dem  Gesetzentwurf
 künftig  bis  zu  acht  Dreimonatsdienste  bei  mehreren
 Trägern  bundesweit  und  mit  großen  zeitlichen  Zwi-
 schenräumen  (ab  dem  Erfüllen  der  Vollzeitschulpflicht
 bis  zur  Vollendung  des  27.  Lebensjahres)  leisten.  Eine
 kontinuierliche  pädagogische  Begleitung  und  die  Teil-
 nahme  an  Bildungsseminaren  nach  einem  bisher  erfor-
 derlichen Gesamtkonzept sind dann ausgeschlossen.

 Gegen  eine  Flexibilisierung  bzw.  ein  Splittung  in  meh-
 rere  kleine  Abschnitte  spricht  auch  der  fehlende  Grup-

 penkontakt  in  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Bildungs-
 seminaren.  Eine  Teilnahme  an  Einführungs-,  Zwischen-
 und  Abschlussseminaren  in  konstanten  Seminargruppen
 wäre  nicht  möglich.  Prozesse  der  Persönlichkeitsent-
 wicklung,  des  fachlichen  und  sozialen  Lernens  sowie  der
 beruflichen  Orientierung  gehen  verloren.  Sowohl  das
 FÖJ  als  auch  das  FSJ  sind  Bildungs-  und  Orientierungs-
 jahre.  In  den  ökologischen  Einsatzfeldern  würde  sich  die
 entstehende  Distanz  zum  Vegetationsjahr  nachteilig  aus-
 wirken.  Tiere,  Pflanzen,  Biotope  müssen  nach  den  Bedar-
 fen,  die  der  Naturhaushalt  vorgibt,  gepflegt  werden  bzw.
 man  geht  in  der  Landespflege/Planung  von  längeren  Vor-
 laufzeiten zur Umsetzung aus.

 Auch  in  sehr  sensiblen  Einsatzfeldern  im  FSJ,  wie  zum
 Beispiel  in  der  Psychiatrie  oder  in  der  Altersdemenz,  wo
 die  Kontaktpersonen  nicht  ständig  ausgetauscht  werden,
 ist  ein  mehrmonatiger  Kontakt  zu  den  „Patienten“  wich-
 tig.

 Diese  Art  von  Verantwortungsbewusstsein  soll  bei  den
 Freiwilligen  als  Zielsetzung  gefördert  werden.  Bei  ei-
 nem  dreimonatigen  Dienst  ist  das  künftig  nicht  mehr
 möglich.  Daher  ist  auch  ein  kombinierter  In-  und  Aus-
 landsdienst  nur  dann  sinnvoll,  wenn  der  Einsatz  im  In-
 land  und  Ausland  jeweils  mindestens  sechs  Monate  be-
 trägt.  Eine  richtige  Einarbeitung  in  den  Einsatzstellen
 könnte  sonst  nicht  erfolgen,  was  sowohl  für  die  Einsatz-
 stelle  als  auch  für  den  Teilnehmenden  unbefriedigend
 sein kann.

 Zu  Buchstabe  a  Doppelbuchstabe  aa  Dreifachbuch-
 stabe  bbb,  Doppelbuchstabe  cc  Dreifachbuchstabe
 aaa,  Doppelbuchstabe  dd  und  Buchstabe  b  Doppel-
 buchstabe aa und bb

 Die  ununterbrochene  Mindestzeit  von  sechs  Monaten
 und  die  Regeldauer  von  zwölf  Monaten  sind  sinnvoll
 und  haben  sich  bewährt,  weil  die  Einarbeitung  der  Ju-
 gendlichen  erst  nach  ca.  einem  halben  Jahr  Früchte  trägt
 und  sie  eigenständig  Aufgaben  ausführen  können.  Die
 bereits  bisher  bestehende  Möglichkeit  der  Verlängerung
 von  FÖJ  oder  FSJ  auf  bis  zu  18  Monate  ist  in  der  Praxis
 nur  in  wenigen  Fällen  genutzt  worden  (6  Prozent  im  FSJ,
 1  Prozent  im  FÖJ).  Ein  Bedarf  der  Verlängerung  auf  bis
 zu  24  Monate  ist  nicht  erkennbar.  Nicht  für  erforderlich
 gehalten  wird  auch  die  Schaffung  der  Möglichkeit,  frei-
 willige  soziale  Dienste  und  freiwillige  ökologische
 Dienste  mit  einer  Mindestdauer  von  sechs  Monaten  und
 einer  Gesamtdauer  von  bis  zu  24  Monaten  nacheinander
 ableisten  zu  können.  Beide  Neuregelungen  werden  nicht
 befürwortet.

 Die  Finanzierung  der  Plätze  erfolgt  überwiegend  nicht
 aus  Bundesmitteln.  Die  Länder  haben  die  Planungen  der
 EU-Mittel  für  die  neue  Förderperiode  weitgehend  abge-
 schlossen,  weshalb  grundsätzlich  eine  Aufstockung  der
 Platzzahlen  aus  diesen  Mitteln  nicht  finanziert  werden
 kann.  Der  Einsatz  zusätzlicher  Landesmittel  ist  bei  der
 Mehrheit der Länder ebenfalls nicht zu erwarten.

 Das  Angebot  der  Ableistung  eines  FÖJ  oder  FSJ  oder
 der  Ableistung  zweier  Dienste  mit  bis  zu  24  Monaten
 Dauer  ginge  ohne  Aufstockung  des  Platzangebotes  zu
 Lasten  anderer  Jugendlicher,  die  dann  als  Bewerber
 nicht  mehr  berücksichtigt  werden  könnten.  Angesichts



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 3 – Drucksache 16/6967
der  nach  wie  vor  angespannten  Situation  auf  dem  Lehr-
 stellenmarkt  und  der  Tatsache,  dass  die  Anzahl  der  Be-
 werber  die  Anzahl  besetzbarer  Plätze  um  ein  Mehrfaches
 übersteigt,  ist  es  weiterhin  sinnvoll  und  beabsichtigt,  ei-
 ner  möglichst  großen  Zahl  von  Bewerbern  einen  Platz
 zur  Verfügung  zu  stellen,  statt  anderen  die  Möglichkeit
 der  Ableistung  eines  Dienstes  oder  von  zwei  Diensten
 bis zu insgesamt 24 Monaten Dauer einzuräumen.

 Die  Bestrebungen  der  Länder  sind  auf  eine  Verkürzung
 der  Schulausbildungszeiten  gerichtet,  um  die  jungen
 Menschen  möglichst  frühzeitig  in  eine  Ausbildung  bzw.
 ein  Studium  sowie  in  das  Berufsleben  zu  bringen.  Die
 Ableistung  eines  zweijährigen  FÖJ  bzw.  FSJ  wäre  mit
 diesen Bestrebungen nicht vereinbar.

 Ein  kombinierter  In-  und  Auslandsdienst  wäre  auch  bei
 einer  Gesamtdauer  von  bis  zu  höchstens  18  Monaten  und
 einem  Einsatz  im  Inland  und  Ausland  von  jeweils  min-
 destens  sechs  Monaten  möglich,  ohne  dass  es  einer
 Verlängerung  der  Gesamtdauer  auf  bis  zu  24  Monate  be-
 darf.  Das  gilt  auch  für  einen  befristeten  Austausch  zwi-
 schen  Freiwilligen  aus  Deutschland  und  dem  Ausland
 auf jeweils zwei Einsatzstellen (Tandemvariante).

 Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb

 Das  freiwillige  ökologische  Jahr  und  das  freiwillige  so-
 ziale  Jahr  haben  sich  in  der  Vergangenheit  als  Orientie-
 rungsjahr  und  insbesondere  als  Bildungsjahr  für  junge
 Menschen  bewährt.  Voraussetzung  dafür  war  bisher  eine
 kontinuierliche  pädagogische  Arbeit,  die  zukünftig  nicht
 durch  übertriebene  Flexibilisierung  und  Beliebigkeit  ge-
 fährdet werden darf.

 Die  Freiwilligendienste  sollen  mit  dem  gemeinsamen
 Ziel,  soziales  Lernen,  Persönlichkeitsbildung  sowie  die
 Bildungs-  und  Beschäftigungsfähigkeit  der  Teilnehme-
 rinnen  und  Teilnehmer  zu  fördern,  durchgeführt  werden
 (vgl. Artikel 1 § 3 Abs. 5 des Gesetzentwurfs).

 Dieses  Ziel  kann  nur  dann  erreicht  werden,  wenn  der
 Freiwillige  über  einen  längeren  Zeitraum  kontinuierlich
 in  einer  Einsatzstelle  arbeitet  und  auch  regelmäßig  an
 den  Seminarveranstaltungen  teilnimmt.  Sechs  Monate
 sind  aus  pädagogischer  Sicht  schon  bedenklich  kurz,
 drei Monate unangemessen.

 4.  Zum  Begriff  „freiwilliger  sozialer  Dienst“  und  „frei-
 williger ökologischer Dienst“

 Der  im  vorliegenden  Gesetzentwurf  durchgehend  ge-
 nannte  Begriff  „freiwilliger  sozialer  Dienst“  sollte  jeweils
 durch  den  Begriff  „freiwilliges  soziales  Jugendbildungs-
 jahr  (FSJ)“  und  der  Begriff  „freiwilliger  ökologischer
 Dienst“  jeweils  durch  den  Begriff  „freiwilliges  ökolo-
 gisches Jugendbildungsjahr (FÖJ)“ ersetzt werden.

 B e g r ü n d u n g

 Mit  den  in  der  breiten  Öffentlichkeit  bekannten  Abkür-
 zungen  FSJ  und  FÖJ  werden  die  bewährten,  als  Bil-
 dungsjahre  gesetzlich  geregelten  Jugendfreiwilligen-
 dienste  „freiwilliges  soziales  Jahr“  und  „freiwilliges
 ökologisches  Jahr“  geführt.  Durch  langjährige  und  inten-
 sive  Öffentlichkeitsarbeit  gelang  es,  mit  den  Begriffen
 FSJ  und  FÖJ  eine  Abgrenzung  zu  den  ungeregelten

 Diensten  ohne  pädagogische  Inhalte  und  öffentliche  För-
 derungen (z. B. Praktika) zu erreichen.

 Diese  Abgrenzung  ist  weiterhin  erforderlich,  um  die  Un-
 terschiedlichkeiten  der  verschiedenen  möglichen  Dienst-
 leistungen  leicht  erkennbar  zu  machen  und  damit  einem
 Missbrauch  vorzubeugen.  Durch  die  Ergänzungen  „Ju-
 gendbildungsjahr“  wird  der  pädagogische  Inhalt  der  bei-
 den Dienste präzisiert und offensichtlich.

 5.  Zu Artikel 1  (§  3  Abs.  3  Satz  2  und  4  und  §  4  Abs.  2
 Satz 4 Nr. 1 JFDG)

 Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

 a)  § 3 Abs. 3 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  Satz 2 ist wie folgt zu fassen:

 „Die  pädagogische  Begleitung  wird  von  einer
 zentralen  Stelle  eines  nach  §  7  zugelassenen  Trä-
 gers  des  Jugendfreiwilligendienstes  mit  dem  Ziel
 sichergestellt,  soziale,  kulturelle  und  interkultu-
 relle  Kompetenz  zu  vermitteln  und  das  Verant-
 wortungsbewusstsein  für  das  Gemeinwohl  zu
 stärken.“

 bb)  In  Satz  4  sind  nach  dem  Wort  „Kräfte“  die  Wör-
 ter „der zentralen Stelle“ einzufügen.

 b)  In  §  4  Abs.  2  Satz  4  Nr.  1  sind  die  Wörter  „von  einem
 nach  §  7  zugelassenen  Träger“  durch  die  Wörter  „von
 einer  zentralen  Stelle  eines  nach  §  7  zugelassenen
 Trägers“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Das  freiwillige  soziale  Jahr  und  der  freiwillige  soziale  Ju-
 genddienst  sind  sowohl  nach  dem  Gesetz  zur  Förderung
 eines  freiwilligen  sozialen  Jahres  vom  15.  Juli  2002  als
 auch  nach  dem  nun  vorliegenden  Entwurf  eines  Gesetzes
 zur  Förderung  von  Jugendfreiwilligendiensten  ein  Bil-
 dungsjahr.  Der  Schwerpunkt  bei  der  ordnungsgemäßen
 Durchführung  dieser  Maßnahme,  die  sich  seit  über  40  Jah-
 ren so bewährt hat, liegt demnach auf der Jugendbildung.

 Bislang  übernimmt  eine  zentrale  Stelle  beim  Träger  die
 Mittlerrolle  zwischen  Einsatzstelle  und  Freiwilligen.  Sie
 ist  insbesondere  für  die  Seminararbeit  verantwortlich  und
 leistet  in  Zusammenarbeit  mit  der  Einsatzstelle  individu-
 elle  pädagogische  Begleitung.  Die  zentrale  Stelle  ist  da-
 mit  unverzichtbarer  Bestandteil  zur  Sicherstellung  der
 ordnungsgemäßen  Durchführung  des  freiwilligen  Ju-
 genddienstes.

 Die  Einrichtung  der  zentralen  Stelle  hat  sich  bewährt
 und  sollte  nicht  aufgegeben  werden.  Die  Zulassung  der
 Träger  durch  die  Länder  erfolgt  unter  der  Voraussetzung,
 dass  die  ordnungsgemäße  Durchführung  des  freiwilligen
 Jugenddienstes  –  insbesondere  im  Bereich  der  Bildungs-
 arbeit – gewährleistet wird.

 6.  Zu Artikel 1 (§ 5 Satz 3 JFDG)

 In Artikel 1 ist § 5 Satz 3 zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Für  die  Durchführung  der  Jugendfreiwilligendienste  ist
 die  Mitwirkung  von  Träger,  Einsatzstelle  und  Freiwilli-
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gen  konstitutiv.  Deshalb  ist  eine  dreiseitige  Vereinba-
 rung in jedem Fall notwendig.

 7.  Zu Artikel 1 (§ 8 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 JFDG)

 In Artikel 1 ist § 8 wie folgt zu ändern:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  sind  nach  den  Wörtern  „Träger  des
 Jugendfreiwilligendienstes“  die  Wörter  „,  die  Ein-
 satzstelle“ einzufügen.

 b)  Absatz 2 ist wie folgt zu fassen:

 „(2)  Die  Einsatzstelle  beteiligt  sich  an  der  Gesamt-
 finanzierung des Jugendfreiwilligendienstes.“

 B e g r ü n d u n g

 Der  Träger  trägt  zwar  die  Gesamtverantwortung  für  die
 Durchführung  des  Jugendfreiwilligendienstes  einschließ-
 lich  der  Finanzierung;  die  Einsatzstellen  müssen  aber
 neben  evtl.  vereinbarten  Kostenübernahmen  einen  Bei-
 trag  zumindest  in  Form  der  Bereitstellung  des  geeigneten
 Einsatzplatzes und der fachlichen Anleitung erbringen.

 Die  finanzielle  Beteiligung  von  Einsatzstellen  im  Aus-
 land ist nicht zwingend erforderlich.

 8.  Zu  Artikel  2  Abs.  5a  –  neu  –  (§  4  Nr.  25  Satz  1  Buch-
 stabe d – neu – UStG)

 In  Artikel  2  ist  nach  Absatz  5  folgender  Absatz  einzufü-
 gen:

 ,(5a)  In  §  4  Nr.  25  Satz  1  Buchstabe  c  des  Umsatz-
 steuergesetzes  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom
 21.  Februar  2005  (BGBl.  I  S.  386),  das  zuletzt  durch  …
 geändert  worden  ist,  werden  der  abschließende  Punkt
 durch  ein  Komma  ersetzt  und  folgender  Buchstabe  ein-
 gefügt:

 „d)  die  Leistungen  der  Jugendfreiwilligendienste  in  den
 Bereichen  freiwilliges  soziales  Jugendbildungsjahr
 (freiwilliger  sozialer  Dienst)  oder  freiwilliges  ökolo-
 gisches  Jugendbildungsjahr  (freiwilliger  ökologi-
 scher  Dienst),  soweit  diese  kraft  Gesetzes  oder  von
 der zuständigen Landesbehörde zugelassen sind.“‘

 B e g r ü n d u n g

 Die  seit  Jahrzehnten  bewährten  Jugendfreiwilligen-
 dienste  freiwilliges  soziales  Jahr  (FSJ)  und  freiwilliges
 ökologisches  Jahres  (FÖJ)  bieten  jungen  Menschen  als
 Bildungsjahre  den  Erwerb  von  sozialen  bzw.  ökologi-
 schen  Kompetenzen.  Der  Einsatz  der  Jugendlichen  hat
 arbeitsmarktneutral  zu  erfolgen,  deshalb  entsteht  auch
 kein  Arbeitsverhältnis.  Sowohl  die  sozialen  bzw.  öko-
 logischen  Tätigkeiten  in  der  Einsatzstelle  wie  auch  die
 pädagogische  Begleitung  und  die  Bildungstage  sind
 innerhalb  des  FSJ  und  FÖJ  als  praktisch  orientiertes
 Jugendbildungskonzept zu werten.

 Anders  als  die  Leistungen  der  Kinder-  und  Jugendhilfe
 nach  §  2  Abs.  2  des  Achten  Buches  Sozialgesetzbuch,  der
 amtlich  anerkannten  Verbände  der  freien  Wohlfahrts-
 pflege  und  der  ehrenamtlichen  Arbeit,  die  gemäß  §  4
 Nr.  18,  25  und  26  UStG  von  der  Umsatzsteuer  befreit
 sind,  sind  die  zugelassenen  Träger  der  Jugendfreiwilli-
 gendienste  –  sofern  sie  nicht  den  Jugendwohlfahrts-

 verbänden  angehören  –  umsatzsteuerpflichtig.  Dadurch
 ergibt  sich  nicht  nur  eine  Ungleichbehandlung  unter  den
 Trägern  der  Jugendfreiwilligendienste,  sondern  auch  eine
 Ungleichbehandlung  im  Verhältnis  zu  den  ebenfalls  mit
 Jugendbildung befassten Trägern der freien Jugendhilfe.

 Die  vorgeschlagene  Änderung  setzt  zugleich  den  Koali-
 tionsvertrag  zwischen  CDU,  CSU  und  SPD  vom  11.  No-
 vember  2005  sowie  die  Initiative  der  Bundesregierung
 „Zivilgesellschaft  stärken“  um,  indem  die  Rahmenbedin-
 gungen  für  bürgerschaftliches  Engagement  in  Deutsch-
 land weiter verbessert werden.

 Gegenäußerung der Bundesregierung

 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zur  Stellungnahme  des
 Bundesrates  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Förderung  von
 Jugendfreiwilligendiensten wie folgt:

 Zu Nummer 1

 Die  Bundesregierung  setzt  mit  dem  Gesetzentwurf  die
 Vereinbarungen  des  Koalitionsvertrages  um.  Freiwilligen-
 dienste  werden  –  wie  bereits  die  Stellungnahme  der  Bun-
 desregierung  zum  Bundestagsbeschluss  „Zukunft  der
 Freiwilligendienste“  auf  Bundestagsdrucksache  16/6145
 perspektivisch  skizziert  –  qualitativ  als  Bildungsdienste
 weiterentwickelt.  Freiwilligendienste  sind  ein  zentraler  Bau-
 stein  der  Ressortinitiative  „ZivilEngagement“  des  Bun-
 desministeriums  für  Familie,  Senioren,  Frauen  und  Jugend.
 Ein  Gesetzentwurf,  der  sich  auf  die  Umsatzsteuerfrage  be-
 schränkt,  greift  daher  zu  kurz.  Es  geht  vielmehr  darum,  den
 Bildungsaspekt  von  Jugendfreiwilligendiensten  insgesamt
 zu stärken.

 Die  allgemeinen  Bedenken  des  Bundesrates  in  Bezug  auf
 die  zeitliche  Flexibilisierung  im  Gesetz  teilt  die  Bundesre-
 gierung  im  Grundsatz  nicht.  Es  handelt  sich  nicht  um  zwin-
 gende  Vorgaben,  sondern  um  zusätzliche  Optionen,  die  von
 den  Beteiligten  sinnvoll  aufgegriffen  werden  können.  Die
 Bundesregierung  teilt  die  Einschätzung  des  Bundesrates,
 dass  die  pädagogische  Qualität  der  Freiwilligendienste  si-
 chergestellt  sein  muss.  Aus  Sicht  der  Bundesregierung  bie-
 ten  Kombinationsmodelle  dazu  einen  sinnvollen  Ansatz.
 Gerade  in  der  Kombination  mit  anderen  Bildungsangeboten
 oder  im  Bereich  der  Benachteiligtenförderung  sind  effektive
 und  innovative  pädagogische  Konzepte  sehr  gut  vorstellbar.

 Die  Begriffe  „freiwilliger  sozialer  Dienst“  und  „freiwilliger
 ökologischer  Dienst“  sind  von  der  Bundesregierung  mit
 Blick auf die zeitliche Flexibilisierung gewählt worden.

 Die  Bundesregierung  sieht  jedoch  die  Möglichkeit,  den  Be-
 denken  des  Bundesrates  mit  einer  Kompromisslösung  in
 Bezug  auf  die  zeitliche  Flexibilisierung  und  die  Weiterver-
 wendung  der  bisherigen  Bezeichnungen  „freiwilliges  sozia-
 les  Jahr  (FSJ)“  und  „freiwilliges  ökologisches  Jahr  (FÖJ)“
 Rechnung  zu  tragen.  Eine  solche  Kompromisslösung
 könnte  als  Regeldauer  einen  zwölfmonatigen  Freiwilligen-
 dienst  im  Gesetz  vorsehen  und  eine  kürzere  oder  längere
 Dienstdauer als Ausnahmetatbestand.

 Zu Nummer 2

 Die  Bundesregierung  prüft,  ob  der  Vorschlag  des  Bundesra-
 tes  modifiziert  aufgegriffen  werden  kann.  Im  Gesetzentwurf
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könnten  die  bisherigen  Rahmenbedingungen  des  Gesetzes
 zur  Förderung  eines  freiwilligen  sozialen  Jahres  und  des
 Gesetzes  zur  Förderung  eines  freiwilligen  ökologischen
 Jahres  im  Wesentlichen  beibehalten  werden.  Dies  betrifft
 insbesondere  die  Regeldauer  von  zwölf  Monaten  und  die
 zusammenhängende  Ableistung  des  Freiwilligendienstes
 ohne zeitliche Unterbrechungen.

 Mit  einem  Ausnahmetatbestand  kann  das  Anliegen  der  Bun-
 desregierung  umgesetzt  werden,  für  die  Fälle  eine  größere
 Flexibilität  zu  ermöglichen,  in  denen  dies  aus  pädagogi-
 schen Erwägungen sinnvoll ist.

 Die  Bundesregierung  hält  daran  fest,  dass  bei  länger  als
 zwölfmonatiger  Dienstdauer  pro  Monat  ein  zusätzlicher  Se-
 minartag  erforderlich  ist.  Dadurch  wird  der  Bildungscharak-
 ter  des  Freiwilligendienstes  gestärkt.  Eine  anteilige  Kür-
 zung  der  Seminartage  bei  einer  Gesamtdienstzeit  von
 weniger als zwölf Monaten ist bereits jetzt gängige Praxis.

 Zu Nummer 3

 Es wird auf die Stellungnahme zu Nummer 2 verwiesen.

 An  einem  Gesamtrahmen,  der  das  Absolvieren  mehrerer
 Dienste  ermöglicht,  ist  festzuhalten.  Dies  erweitert  die  En-
 gagementmöglichkeiten  und  schafft  zudem  gerechtere  Lö-
 sungen.  Jugendliche  haben  insgesamt  ein  einheitliches  Zeit-
 kontingent  für  einen  oder  mehrere  kürzere  sechsmonatige
 Freiwilligendienste zur Verfügung.

 Hinsichtlich  des  kombinierten  Freiwilligendienstes  im  In-
 und  Ausland  hält  die  Bundesregierung  an  der  Fassung  des
 Gesetzentwurfs  fest.  Es  handelt  sich  um  einen  ununterbro-
 chenen  Dienst  bei  einem  Träger,  der  mindestens  dreimona-
 tige  Einsatzzeiten  im  In-  und  Ausland  vorsieht.  Die  Einheit-
 lichkeit  wird  durch  die  übergeordnete  Betreuung  durch  ein
 und  denselben  Träger  sichergestellt.  Der  Vorschlag  des  Bun-
 desrates  würde  dazu  führen,  dass  für  den  kombinierten  In-
 und  Auslandsdienst  eine  zwingende  Mindestdauer  von
 zwölf  Monaten  gegeben  wäre.  Ein  insgesamt  nur  sechsmo-
 natiger  Freiwilligendienst  soll  aber  auch  bei  einem  kombi-
 nierten In- und Auslandsdienst möglich sein.

 Zu Nummer 4

 Aus  Sicht  der  Bundesregierung  kann  im  Gesetz  stärker  als
 bislang  herausgestellt  werden,  dass  die  Regeldauer  für  den
 Jugendfreiwilligendienst  zwölf  Monate  beträgt,  während
 kürzere  oder  längere  Dienste  die  Ausnahme  bilden.  Vor  die-
 sem  Hintergrund  ist  die  Weiterverwendung  des  Begriffes
 „Jahr“  im  Gesetz  vertretbar.  Allerdings  führt  der  Vorschlag
 des  Bundesrates  („freiwilliges  soziales  Jugendbildungsjahr“
 und  „freiwilliges  ökologisches  Jugendbildungsjahr“)  ebenso
 wie  der  Gesetzentwurf  der  Bundesregierung  zu  einer  neuen
 Begrifflichkeit.  Von  daher  ist  die  Weiterverwendung  der  eta-
 blierten  Begriffe  „freiwilliges  soziales  Jahr  (FSJ)“  und  „frei-
 williges  ökologisches  Jahr  (FÖJ)“  vorzugswürdig.  Eine  Lö-
 sung  ist  dergestalt  vorstellbar,  dass  unter  dem  Oberbegriff
 „Jugendfreiwilligendienste“  das  freiwillige  soziale  Jahr  und
 das  freiwillige  ökologische  Jahr  jeweils  beschrieben  werden.
 Im  Übrigen  kann  durchgängig  der  Begriff  „Jugendfreiwilli-
 gendienst“ für beide Formen verwendet werden.

 Zu Nummer 5

 Dem Vorschlag wird zugestimmt.

 Zu Nummer 6

 Der  Vorschlag  wird  abgelehnt.  Die  Einsatzstelle  kann  zwar
 in  den  Vertragsschluss  einbezogen  werden,  eine  Übernahme
 der  Verpflichtung  gegenüber  dem  oder  der  Freiwilligen,  für
 Geld-  und  Sachleistungen  aufzukommen,  ist  jedoch  weder
 für  die  Inlands-  noch  für  die  Auslandszeit  möglich.  Der
 Kombinationsdienst  umfasst  immer  auch  einen  Zeitraum  der
 Entsendung  in  das  Ausland.  Um  für  diesen  Zeitraum  die  Ab-
 sicherung  über  das  System  der  deutschen  Sozialversicherung
 zu  gewährleisten,  ist  ein  durchgängiges  und  ununterbroche-
 nes  sozialversicherungsrechtliches  Rechtsverhältnis  eigener
 Art  zum  inländischen  Träger  erforderlich.  Im  Rahmen  dieses
 Rechtsverhältnisses  zum  Träger  wird  der  oder  die  Freiwillige
 dann  in  das  Ausland  entsandt.  Die  Verpflichtung  zu  Geld-
 und  Sachleistungen  kann  daher  für  den  Gesamtzeitraum  nur
 vom  Träger  und  nicht  von  der  Einsatzstelle  vertraglich  ge-
 genüber den Freiwilligen übernommen werden.

 Zu Nummer 7

 Der  Vorschlag  wird  abgelehnt.  Eine  Beteiligung  der  Ein-
 satzstelle  am  Vertragsschluss  ist  auch  in  der  Konstellation
 des  §  8  Abs.  1  JFDG  möglich,  allerdings  kann  sich  nach  §  8
 Abs.  1  JFDG  nur  der  Träger  zur  Erbringung  der  maßgebli-
 chen  Geld-  und  Sachleistungen  gegenüber  der  oder  dem
 Freiwilligen  verpflichten.  Die  Beibehaltung  des  §  8  Abs.  2
 JFDG  in  der  Fassung  des  Gesetzentwurfs  der  Bundesregie-
 rung  ist  erforderlich,  um  Verträge  zu  ermöglichen,  nach  de-
 nen  die  Einsatzstelle  selbst  Vertragspartnerin  der  Freiwilli-
 gen  in  Bezug  auf  die  Geld-  und  Sachleistungen  wird.  Damit
 wird  zum  einen  auf  eine  Gestaltungsform  reagiert,  die  teil-
 weise  in  der  Praxis  bereits  existiert.  Zum  anderen  werden
 Verträge  ermöglicht,  die  einen  umsatzsteuerbaren  Leis-
 tungsaustausch  zwischen  Einsatzstelle  und  Träger  verhin-
 dern.  Künftig  können  die  Beteiligten  eine  Vertragsgestal-
 tung  wählen,  die  nicht  zu  einer  Belastung  mit  Umsatzsteuer
 führt,  da  der  Träger  der  Einsatzstelle  in  diesem  Fall  kein
 Personal mehr überlässt.

 Zu Nummer 8

 Der  Vorschlag  steht  im  Gegensatz  zu  dem  Beschluss  des
 Bundesrates  vom  21.  September  2007  –  Bundesratsdruck-
 sache  544/07  (Beschluss).  Der  Ausschuss  für  Frauen  und
 Jugend  hatte  dem  Bundesrat  empfohlen,  im  Rahmen  des
 Jahressteuergesetzes  diese  Ergänzung  des  Umsatzsteuer-
 gesetzes  vorzunehmen  –  Bundesratsdrucksache  544/1/07,
 Nr.  49.  Dieser  Empfehlung  ist  der  Bundesrat  in  seiner  Sit-
 zung am 21. September 2007 nicht gefolgt.

 Die  Bundesregierung  lehnt  die  Einführung  einer  Steuerbe-
 freiung  für  Leistungen  der  Jugendfreiwilligendienste  in  den
 Bereichen  freiwilliger  sozialer  Dienst  oder  freiwilliger  öko-
 logischer  Dienst  ab.  Nach  den  verbindlichen  gemeinschafts-
 rechtlichen  Vorgaben  besteht  hinsichtlich  der  entgeltlichen
 Überlassung  der  Freiwilligen  an  die  Einsatzstellen  nach  Arti-
 kel  132  Abs.1  MwStSystRL,  insbesondere  nach  Artikel  132
 Abs.  1  Buchstabe  h  und  i  MwStSystRL  (Mehrwertsteuersys-
 temrichtlinie)  keine  Möglichkeit,  eine  solche  Steuerbefrei-
 ung zu schaffen.
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